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M�ssingen, 07.09.2010
Az.: 02.121/01.31 za-ku

RV-Drucksache Nr. VIII-36

Planungsausschuss 21.09.2010 nicht�ffentlich
Verbandsversammlung 28.09.2010 �ffentlich

Tagesordnungspunkt:

Stellungnahme zum Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (LGVFG)
- landesgesetzliche Nachfolgeregelung zum GVFG des Bundes

Beschlussvorschlag

Der Regionalverband Neckar-Alb begr��t den Entwurf f�r das neue Landesgemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz (LGVFG). Mit dem LGVFG soll langfristig Planungssicherheit f�r die F�rde-
rung von Vorhaben des Kommunalen Stra�enbaus und des �ffentlichen Personenverkehrs f�r
Kommunen, Verkehrsunternehmen und sonstige Vorhabenstr�ger im Land geschaffen werden.

Der Regionalverband Neckar-Alb fordert die Landesregierung auf, das LGVFG mit substanziell
ausreichenden Haushaltsmitteln auszustatten und f�r eine landesweit regional ausgewogene
Mittelverwendung zu sorgen.

Die Landesregierung wird gebeten, die in 3. formulierten Anregungen ebenfalls zu ber�cksichti-
gen.

1. Sachdarstellung/BegrÄndung

Das LGVFG soll eine neue Rechtsgrundlage f�r die F�rderung von Vorhaben des Kommunalen
Stra�enbaus und des �ffentlichen Personennahverkehrs (�PNV) im Land schaffen. Der Bund
hat das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) zum 1. Januar 2007 au�er Kraft gesetzt.
Die verkehrliche Zweckbindung der Kompensationszahlungen entfallen nach dem Entflechtungs-
gesetz (EntflechtG) zum 1. Januar 2014 und die F�rderung aus Bundesmitteln wird zum 31. De-
zember 2019 vollst�ndig eingestellt. Das Land hat erkannt, dass auch nach 2019 noch erhebli-
cher Bedarf an F�rdermitteln zur Verbesserung der Verkehrsverh�ltnisse in den Gemeinden be-
stehen wird. Die Landesregierung hat in ihrer Sitzung am 20.07.2010 einen vom Ministerium f�r
Umwelt, Naturschutz und Verkehr eingebrachten Entwurf f�r ein "Landesgemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz" gebilligt und damit den Weg zur Anh�rung freigegeben. Den Regionalverb�nden
wurde vom Ministerium f�r Umwelt, Naturschutz und Verkehr mit Schreiben vom 22.07.2010 (vgl.
Anlage) die M�glichkeit einger�umt, Anregungen und Kritik zum Entwurf des LGVFG mitzuteilen.
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2. Finanzielle Ausstattung

Mit Beendigung der Finanzhilfen des Bundes steht nach � 3 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Ent-
flechtung von Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhilfen vom 5. September 2006, BGBl. I, 2006,
S. 2098 (Entflechtungsgesetz) den L�ndern ab dem 1. Januar 2007 bis zum 31. Dezember 2013
j�hrlich ein Betrag von 1.335.500.000 Euro aus dem Haushalt des Bundes f�r Investitionen zur
Verbesserung der Verkehrsverh�ltnisse der Gemeinden zu. Baden-W�rttemberg erh�lt hiervon
12,395291 Prozent. Dies entspricht einem j�hrlichen Betrag in H�he von 165.539.000 €. Diese
Mittel werden im Zeitraum 2009 bis 2013 j�hrlich in H�he von 100.350.000 € (rd. 60,62 %) f�r
Ma�nahmen des Kommunalen Stra�enbaus und in H�he von 65.189.000 € (rd. 39,38 %) f�r
Ma�nahmen des �PNV verwendet.

Im Kommunalen Stra�enbau sind �ber 1.000 Vorhaben in die F�rderprogramme aufgenommen
worden. Ausgehend von den ab dem Jahr 2009 bis einschlie�lich dem Jahr 2013 zu erwartenden
j�hrlichen Kompensationszahlungen des Bundes nach dem Entflechtungsgesetz (Anteil KStB: rd.
501.750.000 € zzgl. 10.500.000 € Komplement�rmittel des Landes), sind nach dem derzeitigen
Stand rd. 326.000.000 € (63 %) gebunden. Davon entfallen bis 2013 auf die Regierungsbezirke
Stuttgart 123 Mio. €, Karlsruhe 114 Mio. €, Freiburg 68 Mio. € und T�bingen 21 Mio. €. 1

Im Kommunalen Stra�enbau sollen die derzeit gef�rderten und bei der Fortschreibung des Pro-
gramms neu hinzukommenden Vorhaben nach dem Jahr 2013 kontinuierlich weiterfinanziert
werden. Ab 2014 sind im Kommunalen Stra�enbau voraussichtlich noch 29 Mio. € zu finanzieren.
Davon entfallen auf die Regierungsbezirke Stuttgart 16 Mio. €, Karlsruhe 2 Mio. €, Freiburg
3 Mio. € und T�bingen 8 Mio. €.

Der F�rdersatz betr�gt gem. � 4 Abs. 1 LGVFG bis zu 75 % der zuwendungsf�higen Kosten.

Die langfristige Finanzausstattung der F�rderprogramme ist haushaltsabh�ngig. Es steht zu be-
f�rchten, dass bereits nach der f�r 2013 vorgesehenen Revision der Kompensationszahlungen
des Bundes Einschr�nkungen bei der Ausstattung der F�rdert�pfe entstehen, sofern das Land
nicht aus Mitteln des Landeshaushalts ggf. ausfallende Bundesmittel ausgleicht. Der Gesetzent-
wurf sollte daher um eine verl�ssliche und planbare Finanzierungsabsicht erg�nzt werden.

3. (Neue) Inhalte des LGVFG (gegenÄber dem bisherigen GVFG)

Das LGVFG basiert im Wesentlichen auf dem bisherigen Bundesgesetz, enth�lt jedoch einige
neue Tatbest�nde wie die F�rderf�higkeit von verkehrswichtigen Radwegen (� 2 Abs.1g LGVFG)
oder von L�rmschutzma�nahmen/-sanierungen (� 2 Abs.1h LGVFG). Hinsichtlich der verkehrs-
wichtigen Radwege begr��t der Regionalverband grunds�tzlich die geplante Trennung der F�r-
derf�higkeit des Radwegebaus von f�rderf�higen Stra�enbauvorhaben.

Die in � 2 Abs. 2 LGVFG enthaltene F�rderung des Baus und Ausbaus von Verkehrswegen der
Eisenbahn sowie die Ersatzinvestitionen werden ausdr�cklich begr��t. Dadurch ist es erstmals

1 Zur bisherigen Mittelverwendung bekr�ftigte die Landesregierung die nachfolgende Auffassung:
Die Landesregierung ist bestrebt, bei der F�rderung der verschiedenartigen Vorhaben eine m�glichst aus-
gewogene Verteilung der F�rdermittel auf die Regierungsbezirke bzw. zwischen den Ballungsr�umen und
dem l�ndlichen Raum sicherzustellen. Dieses Ziel kann nicht erreicht werden, wenn f�r eine F�rderung nur
das Kriterium „Kosten-Nutzen-Verh�ltnis“ ausschlaggebend sein soll. �rtliche Besonderheiten w�rden
au�er Acht gelassen, wie z. B. die Tatsache, dass Vorhaben in Ballungsr�umen h�here Kosten verursa-
chen als im l�ndlichen Raum und der l�ndliche Raum zu den Ballungsr�umen vergleichsweise nur gering
belastete Stra�en hat. Eine reine Kosten-Nutzen-Betrachtung w�rde zu einer erheblichen Benachteiligung
des l�ndlichen Raumes f�hren. Aufgrund der Vielzahl an F�rdervorhaben und der begrenzt zur Verf�gung
stehenden finanziellen Ressourcen muss bereits im Rahmen der Programmaufnahme und in einem zwei-
ten Schritt bei der Antragsbewilligung eine Auswahl und damit eine Priorisierung stattfinden (Quellen-
angabe: Landtagsdrucksache Nr. 14/1690 vom 04. 09. 2007).
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m�glich, die Instandhaltung bzw. Sanierung von Schienenstrecken im Rahmen von Grunder-
neuerungen zu f�rdern und den teilweise bestehenden Sanierungsr�ckstand aufzuholen.

Der Regionalverband Neckar-Alb regt an, Kreuzungsma�nahmen gem. � 2 Abs. 5 LGVFG
grunds�tzlich - und nicht nur in Ausnahmef�llen - bei den nicht bundeseigenen Bahnen zu f�r-
dern.

Als eine F�rdervoraussetzung sind in � 3 LGVFG die Ziele von Raumordnung und Landespla-
nung genannt. Neben den Zielen sollten auch die Grunds�tze der Raumordnung Ber�cksichti-
gung finden. Da die Ziele der Raumordnung und Landesplanung als Voraussetzung f�r die F�r-
derung in � 3 Abs. 1a LGVFG genannt werden, sollten in � 3 Abs. 1b LGVFG nicht nur der Gene-
ralverkehrsplan und gleichwertige Pl�ne und Fachkonzepte, sondern explizit auch der Landes-
entwicklungsplan Baden-W�rttemberg und die Regionalpl�ne genannt werden. Die Ziele dieser
Pl�ne sollten zudem nicht nur ber�cksichtigt, sondern gem�� � 4 Landesplanungsgesetz beach-
tet werden. Dadurch kann die Vertr�glichkeit der zu f�rdernden Projekte mit anderen raumbe-
deutsamen Ma�nahmen sichergestellt werden.

Angela Bernhardt Joachim Zacher
Verbandsdirektorin Sachgebiet Energie/Verkehr


